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BRÜSSEL/STRASSBURG. Das 
EU-Parlament hat seine Positi-
on zum Lieferkettengesetz fest-
gelegt. Um zu verhindern, dass 
zur Gewinnmaximierung gegen 
Menschenrechte oder auch Um-
weltstandards verstoßen wird, 
sollen große europäische Unter-
nehmen künftig Produktions-
bedingungen ihrer weltweiten 
Lieferketten ins Visier nehmen. 
Nach Vorstellung der Parlamen-
tarier sollen die neuen Regeln 
auch für Firmen mit mehr als 
250 Mitarbeitern sowie für den 
Finanzsektor gelten.

Konkret werden in dem Text 
des EU-Parlaments Unterneh-
men, unabhängig von ihrem 
Sektor, mit mehr als 250 Be-
schäftigten und einem weltwei-
ten Umsatz von über 40 Mio. € 
sowie für Muttergesellschaften 
mit mehr als 500 Beschäftigten 
und einem weltweiten Umsatz 
von über 150 Mio. € miteinbe-
zogen. Für Unternehmen mit 
Sitz außerhalb der EU soll ein 

Umsatz von mehr als 150 Mio. 
€ gelten, wenn mindestens 40 
Mio. € in der EU erwirtschaftet 
wurden. 

EU-Positionen unter der Lupe
Die besagten Unternehmen wä-
ren verpflichtet, negative Aus-
wirkungen ihrer Tätigkeit auf 
die Menschenrechte und die 
Umwelt „zu ermitteln und er-
forderlichenfalls zu verhindern, 
zu beenden oder abzumildern“, 
liest sich in der Mitteilung des 
EU-Parlaments. Auch müssten 
sie ihre „Partner in der Wert-
schöpfungskette überwachen 
und bewerten“ – dazu würden 
nicht nur Lieferanten, sondern 
unter anderem auch Verkauf, 
Vertrieb und Transport gehören.

Zudem sollen Manager das 
Geschäftsmodell und die Strate-
gie ihres Unternehmens so aus-
richten, dass das Ziel, die globa-
le Erderwärmung auf 1,5 Grad 
zu begrenzen, erreicht wird. 
Es müssen gemäß Entwurf Be-

schwerdemechanismen einge-
führt werden und die Informa-
tionen über die Sorgfaltspflicht 
auf der Unternehmenswebsite 
verfügbar sein.

Verstoßen die Unternehmen 
gegen die Regelungen, sollen sie 
durch nationale Aufsichtsbehör-
den sanktioniert werden können 
– etwa mit Geldstrafen in Höhe 
von fünf Prozent des weltwei-
ten Nettoumsatzes. Nicht-EU-
Unternehmen könnten von der 
öffentlichen Auftragsvergabe in 
der EU ausgeschlossen werden. 

Ein großer Wurf?
Nach Einschätzung von Exper-
ten hat sich das EU-Parlament 
damit für ein relativ strenges 
Lieferkettengesetz ausgespro-
chen. Die Reaktionen unterstrei-
chen diese Einschätzung: Von 
konservativer Seite wird über 
„nicht umsetzbare Maßnahmen 
und Belastungen für die Betrie-
be“ (ÖVP-EU-Delegationsleiterin 
Angelika Winzig) geklagt und 

nach „Nachbesserungen (WKÖ-
Generalsekretär Karlheinz 
Kopf) gerufen; Sozialdemokra-
ten, Grüne, Arbeiterkammer 
und NGOs sehen „schon viel 
erreicht“ (SPÖ-EU-Abgeordnete 
Evelyn Regner), einen „histori-
schen Schritt“ (Thomas Waitz, 
EU-Abgeordneter der Grünen) 
bzw. eine „starke Position“ (Lu-
kas Wank, Geschäftsführer der 
AG Globale Verantwortung).

In weiterer Folge können nun 
die Verhandlungen über den fi-
nalen Gesetzestext zwischen 
EU-Parlament und den 27 Mit-
gliedsländern beginnen; den 
endgültigen Gesetzestext wollen 
Kommission, Rat und Parlament 
in sogenannten Trilog-Verhand-
lungen festlegen. (APA/red)

Lieferkettengesetz 
nimmt erste Hürde
Für die einen sind die nun festgelegten EU-Positionen 
ein großer Wurf, für die anderen überambitioniert.

Abgesegnet 
Die Verhand-
lungsposition 
wurde mit 366 
Ja-Stimmen, 225  
Nein-Stimmen 
und 38 
Enthaltungen 
angenommen; 
in Österreich vo-
tierten die SPÖ, 
die Grünen und 
die Neos dafür.©
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Lukas Wank  
AG Globale  
Verantwotung

Wir begrüßen die Po-
sitionierung. Das Ja 
zum EU-Lieferketten-
gesetz ist ein Ja zum 
Schutz von Mensch, 
Umwelt und Klima 
über die Grenzen 
Europas hinaus.
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